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Ort zu entsorgen und nicht weiter an der Illusion ei-
ner Pipeline festzuhalten, die nicht kommen wird. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank. – 
Herr Minister, bitte schön. 

Johannes Remmel
*)
, Minister für Klimaschutz, 

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Herr Ortgies, vielleicht könnten wir uns 
so verständigen, dass wir die brüderlichen und 
schwesterlichen Gespräche jeweils wechselseitig 
führen. Ich tue das mit meiner Kollegin in Hessen. 
Ich weiß nicht, ob Sie die Gespräche mit dem Minis-
terpräsidenten in Hessen genauso führen, wie ich 
das mit meiner Kollegin tue.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Ich würde es mir jedenfalls wünschen. Das zum ei-
nen. 

Zum Zweiten: Ihre Darstellung bezogen auf die 
Pipeline ist nicht richtig, Herr Ortgies. Ich habe 
selbstverständlich noch einmal mit meinem Kolle-
gen in Niedersachsen, der für das Raumordnungs-
verfahren zuständig ist, Minister Meyer, gespro-
chen. Das Raumordnungsverfahren bezüglich der 
Pipeline ist nicht eingestellt. Es läuft weiter. Selbst-
verständlich werden dort entsprechende Unterlagen 
noch angefordert. Man kann dazu ja eine politische 
Haltung haben, auch in Niedersachsen vonseiten 
der Landesregierung. Aber auch da gilt, dass ein 
solches Verfahren nach Recht und Gesetz durchge-
führt werden muss. Wenn der Antrag dort liegt und 
bearbeitet wird, muss er nach Recht und Gesetz 
behandelt werden.  

Herr Ortgies, dann wird man sicherlich selbstver-
ständlich im Rahmen der Abwägung darüber zu re-
den haben, was die richtige Einleitungsstelle ist. 
Aber in der Abwägung sagt selbst das Gutachten, 
das die hessische Landesregierung mit K+S in Auf-
trag gegeben hat, dass das die ökologischste Vari-
ante ist. Dabei bleiben wir jedenfalls – das entneh-
me ich jedenfalls dem Antrag der Koalitionsfraktio-
nen mit Unterstützung der FDP –, auch um unsere 
Verhandlungsposition zu sichern. Es wäre schön, 
wenn Sie dem beitreten könnten. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
mir liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Wir sind 
damit am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen erstens 
ab über den Antrag der Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP Drucksache 16/7546 – 

Neudruck. Die antragstellenden Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben direk-
te Abstimmung beantragt. Wir kommen somit zur 
Abstimmung über den Inhalt des Antrages Drucksa-
che 16/7546 – Neudruck. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht seine Zustimmung ge-
ben? – Wer enthält sich? – Damit ist der Antrag 
Drucksache 16/7546 mit den Stimmen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und der FDP gegen die 
Stimmen der CDU-Fraktion und der Piraten ange-
nommen. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU und 
Piraten Drucksache 16/7628. Wer dem seine Zu-
stimmung geben kann, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer kann dem nicht eine Zustimmung 
geben? – Wer enthält sich? – Damit ist der Antrag 
Drucksache 16/7628 mit den Stimmen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der 
CDU-Fraktion und der Piraten bei Enthaltung der 
FDP-Fraktion abgelehnt.  

Ich rufe auf: 

7 Gesetz zur Regelung des Vollzuges der Frei-
heitsstrafe und zur Änderung des Jugend-
strafvollzugsgesetzes in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5413 – Neudruck 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 16/7579 

Änderungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/7629 

Änderungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/7630 

dritte Lesung 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung des Strafvollzuges in 
Nordrhein-Westfalen (Strafvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen – StVollzG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/4155 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 16/7578 

dritte Lesung 
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Ich eröffne die Aussprache. Mir liegt eine Wortmel-
dung zu diesem Tagesordnungspunkt vor. Ich ertei-
le für die Fraktion der Piraten dem Herrn Kollegen 
Schulz das Wort. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer im Saal. Dritte Le-
sung eines Gesetzentwurfs der Landesregierung! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich 
will mich bemühen, schneller zu machen, allerdings 
finde ich die Aufforderung beim Gang zum Pult hier 
etwas unangemessen angesichts der Tatsache, 
dass wir uns in einem Gesetzgebungsverfahren be-
finden.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Auch wenn wir hier kurz vor der Weihnachtspause 
sind, bleibt festzuhalten, dass wesentliche Grund-
züge des zur abschließenden Beratung anstehen-
den Gesetzes von den Piraten durchaus mitgetra-
gen werden, allerdings auch im Hinblick auf die von 
uns eingebrachten Änderungsanträge – es sind hier 
zwei im Umlauf –, die eben leider Gottes bisher 
nicht berücksichtigt worden sind, was sich im Laufe 
des Abstimmungsverfahrens ja auch noch ändern 
kann.  

Ich will noch einmal die wesentlichen Punkte her-
vorheben: 

Das ist erstens der Anspruch – dieser Anspruch ist 
natürlich unter Berücksichtigung der persönlichen 
Geeignetheit des jeweiligen Inhaftierten einzu-
schränken –, ein Studium durchzuführen. Ein sol-
cher Anspruch geht nach unserer Auffassung aus 
dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht eindeutig 
hervor. Wir möchten im Rahmen der Gesetzgebung 
die Möglichkeit eröffnen, dass Inhaftierte in Nord-
rhein-Westfalen ähnlich wie bayerische Inhaftierte 
an der Fernuni Hagen studieren können sollen.  

Unser weiterer Änderungsantrag greift in der Anhö-
rung zu dem vorliegenden Gesetzentwurf zutage 
getretene Kritikpunkte auf. Ich möchte die wesentli-
chen Punkte hier noch einmal aufführen.  

Insbesondere der in dem Gesetzentwurf aufgegrif-
fene Opferschutz bedarf aus meiner und aus unse-
rer Sicht insofern einer Regelung, als eine Rege-
lungskompetenz seitens des Landesgesetzgebers 
implementiert werden soll, um eben – wie es in den 
kritischen Anmerkungen deutlich geworden ist – ei-
ne kriminologische Konturierung des Gesetzes auch 
nachträglich eindeutig zu ermöglichen. 

(Allgemeine Unruhe) 

Dies ist dann eben auch mit entsprechenden Ver-
ordnungen und Regelungen mit gesetzesähnlichem 
Charakter festzulegen.  

In dem Änderungsantrag wurde von uns weiter be-
sonders das Recht minderjähriger Kinder von inhaf-

tierten Eltern hervorgehoben. In der Anhörung wur-
de deutlich, dass im Gesetzgebungsverfahren auf 
diesen Aspekt ein etwas stärkeres Augenmerk hätte 
gelegt werden können. Wir schlagen die Installation 
eines Kinderbeauftragten vor, der sich ausschließ-
lich um diese Belange kümmert, natürlich in Ab-
stimmung und Rücksprache mit den jeweiligen Ju-
gendämtern und anderen Einrichtungen der öffentli-
chen Hand.  

Wir sind jedoch der Auffassung, dass der Justizvoll-
zugsbeauftragte des Landes hierzu möglicherweise 
weder über die erforderliche zeitlichen noch sächli-
chen Voraussetzungen verfügt. Vielleicht lässt sich 
das im Zuge des weiteren Verfahrens des Strafvoll-
zugs dort aufpflanzen. Allerdings bevorzugen wir die 
Installation eines Kinderbeauftragten. 

(Anhaltende allgemeine Unruhe) 

Abschließend möchte ich noch einmal hervorheben, 
dass nach unserer Auffassung regelungstechnisch 
zu hinterfragen war, ist und bleibt und dementspre-
chend auch eine Änderung des Gesetzentwurfes 
vorgeschlagen wird, wonach der Landesgesetzge-
ber im Verhältnis zum Bundesrecht eben nicht die 
Kompetenz haben kann, eine Ausnahme zu § 203 
StGB im Hinblick auf die zur Verschwiegenheit ver-
pflichteten Berufsgruppen vorzusehen. 

Ich werbe noch einmal insbesondere für unseren 
Änderungsantrag Drucksache 16/7629.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Marsching zulassen? 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Ja, selbstverständlich.  

Michele Marsching
*)
 (PIRATEN): Ich möchte fol-

gende Zwischenfrage stellen, die ich schon einmal 
gestellt habe und die ich wohl auch von Ihnen, Herr 
Kollege Schulz, habe beantworten lassen: Finden 
Sie nicht, dass auch in einer dritten Lesung der Re-
debeitrag der kleinsten Fraktion in diesem Landtag 
so wichtig sein könnte, dass er zumindest der Auf-
merksamkeit des Großteils des Plenums bedürfte? 

(Anhaltende allgemeine Unruhe) 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Lieber Kollege Miche-
le Marsching, ja, ich pflichte Ihnen bei. Ich bin es 
allerdings durchaus gewohnt, dass, wenn ich an 
dieser Stelle spreche, nicht alle zuhören. Ich finde 
das deswegen bedauerlich, weil es hier um ein sehr 
wichtiges Gesetz für Nordrhein-Westfalen geht. Da-
her unterstreiche ich die mit Ihrer Zwischenfrage 
zum Ausdruck kommende Intention, dass das Ple-
num bei diesem so wichtigen Gesetzgebungsvor-
haben des Landes Nordrhein-Westfalen den Rede-
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beitrag vielleicht mit etwas mehr Aufmerksamkeit 
begleiten sollte. 

Ich war ohnehin am Ende 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

meiner Ausführungen und werbe noch einmal für 
unsere Änderungsanträge. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Wir sind damit am Schluss der 
Aussprache und kommen zur Abstimmung.  

Erstens stimmen wir ab über den Änderungsantrag 
der Fraktion der Piraten Drucksache 16/7629. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann ihm nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Ände-
rungsantrag der Fraktion der Piraten Drucksache 
16/7629 mit den Stimmen von SPD, CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen bei Gegenstimmen der Pi-
raten und Enthaltung der FDP-Fraktion abgelehnt.  

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der Piraten Drucksa-
che 16/7630. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
kann ihm nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist der Änderungsantrag der Fraktion der 
Piraten Drucksache 16/7630 mit den Stimmen von 
SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen bei Stimm-
enthaltung der FDP-Fraktion und gegen die Stim-
men der Fraktion der Piraten abgelehnt.  

Wir kommen drittens zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Landesregierung Drucksache 
16/5413 – Neudruck. Der Rechtsausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 16/7579 zur zweiten Lesung, 
den Gesetzentwurf Drucksache 16/5413 – Neu-
druck – unverändert anzunehmen. 

Wir kommen damit zur Abstimmung nicht über die 
Beschlussempfehlung, sondern über den Gesetz-
entwurf Drucksache 16/5413 – Neudruck – selbst. 
Wer ihm seine Zustimmung geben kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. Wer kann diesem Ge-
setzentwurf nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
16/5413 – Neudruck – mit den Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen von 
CDU, FDP und Piraten angenommen. 

Wir kommen viertens zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU Drucksache 
16/4155. Der Rechtsausschuss empfiehlt in Druck-
sache 16/7578 zur zweiten Lesung, den Gesetz-
entwurf Drucksache 16/4155 abzulehnen. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf Drucksache 16/4155 selbst. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Wer kann ihm nicht zustimmen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/4155 der Fraktion der CDU mit den 
Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 
und Piraten gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU abgelehnt. 

Wir sind damit am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes.  

Ich rufe auf: 

8 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Festsetzung des Steuersatzes für die Grund-
erwerbsteuer 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/7147 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/7554 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/7610 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/7621 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/7643 

dritte Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion Herrn Kollegen Herter das Wort. 

Marc Herter
*)
 (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Wir befinden uns in 
der dritten Lesung. Die Argumente sind unseres Er-
achtens in der gestrigen zweiten Lesung hinlänglich 
ausgetauscht worden. Deshalb bleibt mir – auch im 
Namen des Kollegen Mostofizadeh von den Grü-
nen – nur, Zustimmung zum Gesetzentwurf zu emp-
fehlen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Herter. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Dr. Optendrenk. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der österreichi-
sche Dichter Ernst Ferstl hat einmal gesagt:  
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